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Kommunen bei der Integration von Flüchtlingen helfen 
  

Heimische Abgeordnete unterstützen Beschluss der NRW SPD 

  

Sichtlich zufrieden zeigen sich die drei heimischen SPD-Abgeordneten Inge Howe 

(MdL), Ernst-Wilhelm Rahe (MdL) und Achim Post (MdB) mit dem einstimmigen Be-

schluss der NRW SPD zur Flüchtlingspolitik. Im Rahmen ihrer "Gelsenkirchener Ge-

spräche" hat die nordrhein-westfälische SPD am Wochenende deutlich unterstrichen, 

dass die Integration von Flüchtlingen eine gesamtstaatliche Aufgabe ist. An der Kon-

ferenz in Gelsenkirchen haben unter der Leitung von Hannelore Kraft NRW-

Abgeordnete aus Bund und Land sowie Bürgermeister und Oberbürgermeister teil-

genommen. 

 

Die Abgeordneten aus Minden-Lübbecke: "Auch für unsere Städte und Gemeinden 

ist es dringend notwendig, dass der Bund noch stärker hilft und die Kosten für Unter-

bringung und Versorgung übernimmt." 

 

Die beiden Landtagsabgeordneten Inge Howe und Ernst-Wilhelm Rahe weisen dabei 

auch auf die Hilfen des Landes hin: "Diese Maßnahmen alleine reichen aber nicht 

aus. Auch der Bund ist in der Pflicht." 
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Achim Post, der davon ausgeht, dass in diesem Jahr eher mehr als weniger Flücht-

linge in den Mühlenkreis kommen: "Die Krisen in der Welt zwingen viele Menschen 

zur Flucht. Die Aufnahme von Flüchtlingen ist eine gesamtstaatliche Aufgabe. Dabei 

muss der Bund den Bürgermeistern und Kommunalpolitikern stärker helfen als bis-

her." 

 

Die heimischen Abgeordneten wollen jedenfalls nicht locker lassen, um eine stetige 

und nachhaltige Entlastung der Kommunen und eine schnelle Integration derjenigen 

zu erreichen, die dauerhaft bei uns bleiben wollen. 

 


